
Bundesrat Drucksache 54/15 (Beschluss)

27.03.15

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln
Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0720-2946

Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2011/36/EU
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011
zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum
Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmen-
beschlusses 2002/629/JI des Rates

Der Bundesrat hat in seiner 932. Sitzung am 27. März 2015 beschlossen, zu dem

Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu

nehmen:

Zu Artikel 1 Nummer 2a -neu- (§ 78b Absatz 1 Nummer 1a -neu- StGB)

Nach Artikel 1 Nummer 2 ist folgende Nummer 2a einzufügen:

'2a. In § 78b Absatz 1 wird nach Nummer 1 folgende Nummer 1a eingefügt:

"1a. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres des Opfers bei Straftaten

nach den §§ 232 bis 233a," '

Begründung:

Nach Artikel 9 Absatz 2 der umzusetzenden Richtlinie 2011/36/EU treffen
die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, damit die vom Rahmen-
beschluss in den Artikeln 2 und 3 näher beschriebenen Menschenhandels-
delikte, bei denen dies aufgrund ihres Charakters erforderlich ist, während
eines hinreichend langen Zeitraums strafrechtlich verfolgt werden können,
nachdem das Opfer die Volljährigkeit erreicht hat. Dem wird der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung nicht gerecht.

Die Tatbestände der §§ 232 bis 233a StGB werden bisher von § 78b StGB
nicht erfasst, der vornehmlich bei Sexualdelikten das Ruhen der Verjährung
bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres des Opfers anordnet. Auch wenn in
Fällen des Menschenhandels nach den §§ 232 und 233 StGB beziehungs-
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weise im Fall der qualifizierten Förderung des Menschenhandels nach § 233a
Absatz 2 Nummer 1 StGB aufgrund des bestehenden Strafrahmens die Ver-
jährungsfrist nach § 78 Absatz 3 Nummer 3 StGB zehn Jahre beträgt, sind
durchaus Fälle denkbar, in denen die Frist bei kindlichen oder jugendlichen
Opfern kaum über die Volljährigkeit hinausreichen wird. Auch sehr junge
Kinder können - zumal der Anwendungsbereichs des § 233 StGB auf Bettel-
tätigkeiten oder zur Begehung von Straftaten ausgeweitet wird (§ 233 Ab-
satz 1 Nummer 2 und 3 StGB-E) - von Menschenhandel betroffen sein und
sind unter Umständen, insbesondere, wenn sie in ein fremdes Land gebracht
wurden, vor Erlangung der Volljährigkeit nicht in der Lage, das ihnen zuge-
fügte Unrecht den Strafverfolgungsbehörden zu offenbaren. Ihre Anzahl ist
bereits heute nicht unbedeutend. Der statistische Bericht der EU "Trafficking
in human beings" aus dem Jahr 2014 verweist auf 30 146 in der EU registrier-
te Opfer, die in den Jahren 2010 bis 2012 Opfer von Menschenhandel gewor-
den sind (vgl. Seite 23 des Berichts), und etwa zwei Prozent dieser Opfer
(mithin rund 602 Personen) waren jünger als zwölf Jahre (Seite 26 des Be-
richts).

Ein Ruhen der Verjährung zumindest bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres der Opfer von Menschenhandel ist auch mit Blick auf im Ausland be-
gangene Taten angezeigt. Nach § 6 Nummer 4 StGB unterfallen die im Aus-
land begangenen Straftaten der hiesigen Strafgewalt und es wäre dem Anse-
hen Deutschlands nicht förderlich, wenn trotz des Artikels 9 Absatz 2 der
Richtlinie ein Auslieferungsersuchen zur Verfolgung von Menschenhandels-
delikten wegen einer nur in Deutschland eingetretenen Verfolgungsverjäh-
rung abgelehnt werden müsste (vgl. unter anderem § 9 Nummer 2 IRG, Arti-
kel 10 des Europäischen Auslieferungsübereinkommens vom 13. Dezember
1957 und Artikel 4 Nummer 4 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI über den
Europäischen Haftbefehl).


